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Vor dem Hintergrund des russischen Angriffskrieges gegen die Ukraine und die dadurch verschärfte Energiekrise 
soll der Gesetzentwurf der Fraktionen SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und FDP zur Änderung des Energiesiche-
rungsgesetzes und des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen die Handlungsfähigkeit des Staates im Kri-
senfall zur Sicherung der Energieversorgung stärken. Hierzu soll die Übertragung von Vermögensgegenständen 
treuhänderisch verwalteter Unternehmen aus Gründen des Allgemeinwohls ermöglicht werden. 

► Im Grundsatz ist die Ergänzung der staatlichen Handlungsfähigkeit um das Instrument der Vermögensüber-
tragung zur Sicherung der Energieversorgungssicherheit begründet und sachgerecht. Gerade im Bereich der 
Daseinsvorsorge in Verbindung mit kritischer Infrastruktur sollte diese Möglichkeit im Einklang mit entschä-
digungs- und wettbewerbsrechtlichen Grundsätzen bestehen.  

► Ein möglicher Eingriff sollte jedoch hinsichtlich Kriterien und Verfahren so klar definiert sein, dass keine 
Rechtsunsicherheit besteht. Insbesondere sollte neben der Phase des direkten Eingriffs ex ante zugleich das 
Verfahren über den Ausstieg geregelt sein. Greift der Staat in einem Ausnahmefall (Notfall) begründet in 
den Regelfall (Normalfall) der markt- bzw. privatwirtschaftlichen Versorgung ein, so sollte nach Wegfall der 
Gründe die Reprivatisierung, also die Rückkehr zum Regelfall in gleicher Weise geregelt sein.  

► Durch die zusätzliche Eingriffsmöglichkeit können sich Erwartungen des Marktes über i) Verstaatlichung und 
Enteignung sowie ii) den Staat als ultimativen Versorger verändern. Private Investitionen und Aktivitäten zur 
Stärkung der Versorgungssicherheit dürfen dadurch nicht verdrängt werden.  
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I. Bewertung 

Zu dem vorliegenden Gesetzentwurf der Fraktionen SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und FDP zur „Än-
derung des Energiesicherungsgesetzes und des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen“ vom 
14. März 2023 (BT-Drs. 20/5993; „EnSiG-Gesetzentwurf“) nehme ich wie folgt Stellung: 

1. Wesentlicher Gegenstand des Gesetzentwurfes  

Die Bundesregierung will vor dem Hintergrund der aktuellen Energiekrise die Handlungsmöglichkeiten 
des Staates zur Sicherstellung der Energieversorgung im akuten Krisenfall insbesondere durch eine Er-
gänzung des Energiesicherungsgesetzes (EnSiG)1 erweitern. Diese zusätzliche Handlungsoption be-
rührt das verfassungsrechtlich gemäß Art. 14 GG geschützte Recht auf Eigentum. Insgesamt wirft in 
einer nach den Grundsätzen der sozialen Marktwirtschaft verfassten Wirtschaftsordnung diese neuer-
liche EnSiG-Novelle die Frage nach der grundsätzlichen Rolle des Staates für die Sicherstellung der Da-
seinsvorsorge und den Schutz kritischer Infrastruktur in systemischen Krisen und akuten Disruptionen 
insbesondere mit Blick auf die geeignete, erforderliche und angemessene Eingriffsintensität auf. 

Zur Bewertung des Vorschlags ist es sinnvoll, die beiden bereits heute im EnSiG geregelten Arten staat-
licher Interventionsmöglichkeiten zur Sicherung der Energieversorgungssicherheit mit Blick auf ihre 
unterschiedlicher Eingriffsintensität und konkrete Ausgestaltung zu unterscheiden: die „Treuhandver-
waltung“ einerseits und die „Enteignung“ andererseits.  

• Treuhandverwaltung und Übertragung von Vermögensgegenständen, §§ 17 ff. EnSiG 

Bereits heute kann nach dem geltenden EnSiG ein Unternehmen, das „kritische Infrastruktur“ im 
Energiesektor betreibt2, unter Treuhandverwaltung der Bundesnetzagentur gestellt werden, wenn 
die konkrete Gefahr besteht, dass es ansonsten seine dem „Funktionieren des Gemeinwesens“ 
dienenden Aufgaben im Energiesektor nicht erfüllt und hierdurch „eine Beeinträchtigung der Ver-
sorgungssicherheit droht“. Die Treuhandverwaltung ist auf längstens sechs Monate zu befristen, 
kann jedoch – sollte die Bedrohung der Energieversorgungssicherheit fortbestehen – jeweils um 
bis zu sechs weitere Monate verlängert werden.3  

Die Bundesnetzagentur hat im Rahmen der Treuhandverwaltung insbesondere darauf hinzuwir-
ken, dass der Betrieb des Unternehmens so fortgeführt wird, wie es für das Funktionieren des Ge-
meinwesens im Energiesektor erforderlich ist.4 Neben anderen Maßnahmen kann dies auch eine 
Übertragung einzelner Vermögensgegenstände des Unternehmens auf einen „anderen Rechts-
träger“ umfassen. Ausdrücklich ausgeschlossen ist jedoch eine Übertragung der Anteile an dem 
unter Treuhandverwaltung gestellten Unternehmen.5 Nach Auffassung der Bundesregierung im 
April 2022 zur Einführung dieser Regelung6 ist eine Übertragung der Anteile an dem unter Treu-
handverwaltung gestellten Unternehmens „nicht möglich, weil darin eine staatliche 

 
1  Gesetz zur Sicherung der Energieversorgung (Energiesicherungsgesetz – EnSiG). 
2  § 2 Abs. 10 des Gesetzes über das Bundesamt für Sicherheit in derInformationstechnik (BSIG) i.V.m. § 2 und Anhang 1 

Teil 3 Spalten B und D der Verordnung zur Bestimmung Kritischer Infrastrukturen nach dem BSI-Gesetz (BSI-KritisV). 
3  § 17 Abs. 2 EnSiG. 
4  § 17 Abs. 5 Satz 1 EnSiG. 
5  § 17 Abs. 5 Satz 3 EnSiG. 
6  Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Energiesicherungsgesetzes 1975 und anderer energiewirtschaftlicher Vorschrif-

ten, Entwurf einer Formulierungshilfe der Bundesregierung vom 22. April 2022 für die Fraktionen der SPD, von Bündnis 
90/Die Grünen und der FDP, S. 41. 
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Güterbeschaffung und damit eine Enteignung läge.“ Zudem ist eine Übertragung von Vermögen-
gegenständen de lege lata nur möglich, wenn die Übertragung „zum Werterhalt des Unterneh-
mens erforderlich ist“.7 Bemerkenswert ist, dass ebenfalls nach Auffassung der Bundesregierung 
im April 20228 eine solche „Übertragung unter Berufung auf das Gemeinwohl […] eine Enteignung 
[wäre], die im Rahmen einer Inhalts- und Schrankenbestimmung nach Artikel 14 Absatz 1 Satz 2 
des Grundgesetzes nicht zulässig ist.“ 

Folglich fehlt es derzeit für eine Übertragung, die nicht dem Werterhalt des Unternehmens, son-
dern zur Sicherung der Energieversorgung im Sinne des Gemeinwohls erfolgen soll, an einer hierfür 
erforderlichen gesetzlichen Grundlage. Dies soll nun – im Widerspruch zur ursprünglichen Rechts-
auffassung der Bundesregierung vom April 2022 – durch den EnSiG-Gesetzentwurf geändert wer-
den: De lege ferenda soll künftig die Bundesnetzagentur eine Übertragung von Vermögensgegen-
ständen des treuhänderisch verwalteten Unternehmens anweisen können, wenn die Übertragung 
„zur Sicherung des Funktionierens des Gemeinwesens im Sektor Energie sowie zur Aufrechter-
haltung der Versorgungssicherheit“ erforderlich ist und dies nicht allein durch die bestehende 
Treuhandverwaltung nach § 17 EnSiG erreicht werden kann.9 

Begünstigte der Übertragung können sowohl der Bund als auch öffentliche und private Unterneh-
men sein.10 Hervorzuheben ist, dass nach dem EnSiG-Gesetzentwurf der Begünstigte den übertra-
genen Vermögensgegenstand explizit nur zur Sicherung des Funktionierens des Gemeinwesens im 
Energiesektor sowie zur Aufrechterhaltung der Versorgungssicherheit verwendet werden darf. 
Durch wen und wie dies sichergestellt werden soll, bleibt jedoch vollkommen offen. 

• Enteignung von, §§ 18 ff. EnSiG 

Wie die Bundesregierung bei Einführung der Enteignungsvorschriften nach §§ 18 EnSiG im April 
2022 treffend feststellte, handelt es sich bei einer Enteignung als denkbar tiefgreifendsten Eingriff 
in das Recht auf Eigentum nach Art. 14 GG „um eine Ultima Ratio“.11 Folglich ist eine Enteignung 
auch „nur zulässig, wenn sie zur Sicherung des Funktionierens des Gemeinwesens im Sektor Ener-
gie und zur Aufrechterhaltung der Versorgungssicherheit erforderlich ist und eine zeitlich be-
grenzte Treuhandverwaltung nach § 17 [EnSiG] nicht hinreichend geeignet ist, diesen Zweck zu 
erfüllen.“12 Demnach können ausschließlich aus den vorgenannten Gemeinwohlgründen insbeson-
dere Anteile an einem Unternehmen, das „kritische Infrastruktur“ im Energiesektor betreibt13, 
gegen die Zahlung der verfassungsrechtlich obligatorischen angemessenen Entschädigung14 ent-
eignet werden.15 Enteignungsbegünstigte können nur solche juristischen Personen sein, die vom 

 
7  § 17 Abs. 5 Satz 2 EnSiG. 
8  Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Energiesicherungsgesetzes 1975 und anderer energiewirtschaftlicher Vorschrif-

ten, Entwurf einer Formulierungshilfe der Bundesregierung vom 22. April 2022 für die Fraktionen der SPD, von Bündnis 
90/Die Grünen und der FDP, S. 41. 

9  § 17b Abs. 1 Satz 1 EnSiG-Gesetzentwurf. 
10  § 17b Abs. 2 EnSiG-Gesetzentwurf. 
11  Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Energiesicherungsgesetzes 1975 und anderer energiewirtschaftlicher Vorschrif-

ten, Entwurf einer Formulierungshilfe der Bundesregierung vom 22. April 2022 für die Fraktionen der SPD, von Bündnis 
90/Die Grünen und der FDP, S. 42. 

12  § 18 Abs. 4 EnSiG. 
13  § 2 Abs. 10 des Gesetzes über das Bundesamt für Sicherheit in derInformationstechnik (BSIG) i.V.m. § 2 und Anhang 1 

Teil 3 Spalten B und D der Verordnung zur Bestimmung Kritischer Infrastrukturen nach dem BSI-Gesetz (BSI-KritisV). 
14  § 21 EnSiG. 
15  § 18 Abs. 1 EnSiG. 
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Bund unmittelbar oder mittelbar gehalten werden (z.B. die Kreditanstalt für Wiederaufbau, KfW); 
auf Verlangen eines Bundeslandes kann auch zu dessen Gunsten enteignet werden.16  

In diesem Zusammenhang ist – gerade mit Blick auf die generelle Befristung als wesentliches Merk-
mal einer Treuhandverwaltung gemäß §§ 17 ff. EnSiG – hervorzuheben, dass die Enteignungsvor-
schriften des EnSiG bereits de lege lata ausdrücklich eine Rückgängigmachung der Enteignung in 
Form eines „Reprivatisierungsgebot“ gemäß § 20 Abs. 3 EnSiG festlegen: „Unternehmen, deren 
Anteile enteignet wurden, sind wieder zu privatisieren.“ Auch die Voraussetzungen einer Repriva-
tisierung sind geregelt: Demnach hat die Privatisierung zu erfolgen, „wenn und soweit die Auf-
rechterhaltung der Versorgungssicherheit eine Privatisierung erlaubt […].“ Allerdings handelt es 
sich dabei – wie die Bundesregierung bei Einführung der Enteignungsvorschriften im April 2022 
betonte17 – um „ein objektiv-rechtliches Privatisierungsgebot“, so dass ausdrücklich kein „Rechts-
anspruch auf Privatisierung […] für natürliche und juristische Personen“ besteht. Dies begründete 
die Bundesregierung damals damit, dass der „überragende Gemeinwohlbelang der Sicherung der 
Versorgungssicherheit […] eine Ausnahme von einer Privatisierung begründen“ könne. „Eine sol-
che Ausnahme von der Privatisierung könnte etwa im Hinblick auf Gasspeicher oder ähnlich wich-
tige Anlagen und Einrichtungen in Betracht kommen.“ Als Ausgleich hierfür muss jedoch das Bun-
desministerium für Wirtschaft und Klimaschutz dem Deutschen Bundestag alle zwei Jahre einen 
Bericht zum Stand der Privatisierung vorlegen. 

Insgesamt lässt die Regelungsstruktur des geltenden EnSiG im Allgemeinen und in Bezug auf die be-
sonders grundrechtssensiblen Eingriffsmöglichkeiten der Treuhandverwaltung als auch der Enteignung 
von Unternehmen kritischer Energieinfrastrukturen klar erkennen, dass es sich um eine Notfallgesetz-
gebung handelt, die nur als absolute Ausnahme von der Regel im Sinne einer „Ultima ratio“ unter klar 
und eng zu definierenden Voraussetzung schwerwiegende Eingriffe in das Recht auf Eigentum erlau-
ben. Dieses verfassungsrechtlich im Recht auf Eigentum nach Art. 14 GG angelegte Rergel-Ausnahme-
Verhältnis ist für die Bewertung des vorliegenden EnSiG-Gesetzentwurfs maßgeblich – und das heißt: 
In der Regel ist die Energieversorgung in Deutschland privatwirtschaftlich organisiert, und das aus gu-
ten – im Folgenden dargelegten – Gründen. Eingriffe des Staates in Form z.B. von Treuhandverwaltung 
und Enteignungen sind nur in Ausnahmesituation erlaubt. Sobald diese nicht mehr gegeben sind, ist 
der Staat aufgefordert, sich – so weit dies möglich ist – wieder zurückzuziehen („Rückzugsgebot“ bzw. 
„Reprivatisierungsgebot“).  

Mit Blick auf die Bewertung der Möglichkeit, gemäß des neuen § 17b EnSiG eine Übertragung von Ver-
mögensgegenständen auch „zur Sicherung des Funktionierens des Gemeinwesens im Sektor Energie 
sowie zur Aufrechterhaltung der Versorgungssicherheit“, stellt sich zunächst die konkrete Frage, ob – 
wie die Bundesregierung selbst noch im April 2022 noch annahm18 – eine solche „Übertragung unter 
Berufung auf das Gemeinwohl […] eine Enteignung“ [wäre], die im Rahmen einer Inhalts- und Schran-
kenbestimmung nach Artikel 14 Absatz 1 Satz 2 des Grundgesetzes nicht zulässig ist.“ Selbst wenn man 
hier zu dem Ergebnis käme, dass hier die Grenze zur Verfassungswidrigkeit (noch) nicht überschritten 

 
16  § 18 Abs. 3 EnSiG. 
17  Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Energiesicherungsgesetzes 1975 und anderer energiewirtschaftlicher Vorschrif-

ten, Entwurf einer Formulierungshilfe der Bundesregierung vom 22. April 2022 für die Fraktionen der SPD, von Bündnis 
90/Die Grünen und der FDP, S. 43. 

18  Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Energiesicherungsgesetzes 1975 und anderer energiewirtschaftlicher Vorschrif-
ten, Entwurf einer Formulierungshilfe der Bundesregierung vom 22. April 2022 für die Fraktionen der SPD, von Bündnis 
90/Die Grünen und der FDP, S. 41. 
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sein sollte, so ist der Staat umso mehr aufgefordert, bei Wegfall der Voraussetzungen der Ausnahme-
situation das ihm Zumutbare zur Wiederherstellung des Regelfalls zu unternehmen. Daher ist zu kriti-
sieren, dass der EnSiG-Gesetzentwurf kein derartiges „Reprivatisierungsgebot“ vorsieht. 

2. Zur Ordnungspolitik der Versorgungssicherheit: Markt- und Politikversagen 

Die Versorgung mit Gütern und Dienstleistungen erfolgt in einer marktwirtschaftlichen Ordnung im 
Normalfall über Märkte. Neben den bekannten Fällen von „Marktversagen“, in denen der Staat schon 
heute eine wichtige Funktion übernimmt, kann es infolge von Krisen und Schocks auch bei einer grund-
sätzlich marktwirtschaftlichen Versorgung zu einer akuten Versorgungsnotlage kommen, in denen ein 
Eingriff des Staates – insbesondere im Bereich der Daseinsvorsorge – begründet und legitim ist. Dem 
Marktversagen gegenüberzustellen ist ein mögliches „Politikversagen“. Insbesondere in einigen ener-
giepolitischen Entscheidungen der Vergangenheit sind bestimmte Risikoszenarien für die Versorgungs-
sicherheit vernachlässigt worden.  

Die Häufung an Krisen, in denen es zu akuten Versorgungsengpässen im Bereich der Daseinsvorsorge 
gekommen ist, hat die Sensibilität für Versorgungsrisiken deutlich erhöht. Zu nennen sind hier vor al-
lem die Pandemie mit einer akuten Gefährdung der öffentlichen Gesundheit und die Energiekrise in-
folge des russischen Angriffskrieges und diesbezüglicher infrastruktureller Abhängigkeiten. Es ist davon 
auszugehen, dass aufgrund zunehmender geopolitischer, industriepolitischer und ökologischer Risiken 
in Zukunft weitere Schocks und Krisen mit Gefährdung der allgemeinen Versorgungslage eintreten 
werden, etwa bei der Versorgung mit Medikamenten oder Wasser.  

Vor diesem Hintergrund ist die Erhöhung der allgemeinen Resilienz, aber auch der staatlichen Hand-
lungsfähigkeit im akuten Krisen- und Katastrophenfall grundsätzlich sachgerecht. Dabei lassen sich 
zwei Phasen unterscheiden: die Phase des staatlichen Eingriffs im akuten Versorgungsnotstand und 
die Phase des staatlichen Rückzugs bzw. der Rückkehr in den Status quo ante, sobald sich die Versor-
gungsnotsituation aufgelöst hat oder die Gründe für den staatlichen Eingriff entfallen sind. Für beide 
Phasen braucht es klare Kriterien und Verfahrensregeln, um Rechtsunsicherheit zu vermeiden. Da sich 
die Ursachen und die Natur von Krisen und Schocks stark unterscheiden (Pandemie, Krieg etc.), ist eine 
Fallunterscheidung für staatliche Eingriffe geboten.  

3. Generelle Bewertung 

Die Ergänzung der staatlichen Handlungsmöglichkeiten im Krisenfall zur Sicherstellung der Energiever-
sorgung um das Instrument der Vermögensübertragung ist im Grundsatz sachgerecht und begründet. 
Jedoch sollte jeder Eingriff nach klaren Kriterien und nach vorheriger Einzelfallprüfung, vor allem der 
Verhältnismäßigkeit erfolgen. Mit der Regelung des Eingriffs sollte zugleich das Verfahren über den 
Austritt aus diesen Maßnahmen geregelt sein. Insbesondere sollte nach der Phase der Treuhandver-
waltung eine Verstaatlichung kein Regelfall werden, sondern im Gegenteil die Rückführung an den 
privaten Kapitalmarkt grundsätzlich angestrebt werden. Eine sukzessiv stärkere Rolle des Staates 
würde private Investitionen und Aktivitäten zur Stärkung der Versorgungssicherheit verdrängen und 
langfristig den Staat in die Pflicht nehmen. Dies wäre ordnungspolitisch kritisch zu bewerten für einen 
Bereich der Versorgung, der grundsätzlich marktwirtschaftlich organisiert werden kann und sollte.    

Im Grundsatz sind die Gesetzgebungsvorhaben sachgerecht, da die Energieversorgung Teil der Da-
seinsvorsorge ist und als solche im Krisenfall notfalls durch staatliches Handeln sichergestellt werden 
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muss, falls Märkte dies nicht mehr gewährleisten können. Versorgungssicherheit kann in systemischen 
Krisen als eine Externalität betrachtet werden, d.h. jeder einzelne Erzeuger oder Versorger hat keinen 
ausreichenden Anreiz, in die Versorgungssicherheit als Funktion und Eigenschaft des Systems als Gan-
zes zu investieren bzw. im akuten Krisenfall die Versorgungssicherheit wieder herzustellen. Regulie-
rung kann dies für die meisten Versorgungsrisiken sicherstellen. Die Bundesregierung möchte nun mit 
der Möglichkeit der Übertragung von Vermögensgegenständen von treuhänderisch verwalteten Un-
ternehmen durch den vorgeschlagenen § 17b EnSiG ein weiteres Instrument schaffen. Dies kann je-
doch zu adversen Anreizen bei privaten Akteuren führen, so dass die generelle Versorgungssicherheit 
herabgesenkt und nicht gestärkt wird. In den Krisen der jüngeren Vergangenheit (Pandemie und Ener-
giepreiskrise) haben Marktmechanismen – auch kurzfristig – wesentlich zur Stabilisierung der Versor-
gung in Krisensituation beigetragen. Privatwirtschaftliche Anreize und dezentrales Wissen über Be-
schaffung spielen bei komplexen und schwierigen Versorgungslagen eine wichtige Rolle und sollten 
durch die Gesetzesänderung nicht geschwächt werden.       

Die Schaffung einer gesetzlichen Möglichkeit zur Übertragung von Vermögensgegenständen an den 
Staat oder auch Privatunternehmen durch den Staat muss an vorab klar definierte und strenge Voraus-
setzungen gebunden sein. Darüber hinaus sind bei der konkreten Ausgestaltung ökonomische und ju-
ristische Folgeabschätzungen anzustellen. Grundlage ist eine klare Definition des Anwendungsbereichs 
und die Vermeidung unbestimmter Rechtsbegriffe, um Rechtsicherheit zu schaffen.  

Zwei Punkte, die im Entwurf nicht befriedigend adressiert werden, sind hier kritisch hervorzuheben. 
Der erste Punkt betrifft den langfristigen Umgang mit unter Treuhandverwaltung gestellten Unterneh-
men. Soll Verstaatlichung als nächster Schritt hier zukünftig den Regelfall darstellen? Wenn alternativ 
die Strategie darauf abzielt, dem Kapitalmarkt wieder langfristig die Unternehmenskontrolle zu über-
lassen, stellt sich die Frage, wie eine Rücküberführung ohne größere Wertverluste vorbereitet und ge-
managt werden kann. Sollte der Staat in diesen Fällen z.B. über KfW-Darlehen die Liquidität solcher 
Unternehmen auch längerfristig unterstützen? Und inwieweit sollte er dann Einfluss auf die zukünftige 
Eigentümerstruktur nehmen, um zukünftigen Gefährdungslagen vorzubeugen?  

Der zweite Punkt betrifft die Greifbarkeit von Versorgungssicherheit als neuen Tatbestand. Weder im 
Entwurf selbst noch in der Begründung findet sich der Versuch einer Definition. Allgemein ist der Be-
griff im Kontext der Energiewirtschaft sehr auslegungsbedürftig. Dies ist aber für die Bewertung der 
Verhältnismäßigkeit und für die Abwägung verschiedener Rechtsgüter bedeutsam. Eine Anforderung 
könnte darin bestehen, eine stärkere Objektivierung der Interventionsmöglichkeiten zu schaffen, etwa 
indem die Bundesregierung mit ihrer Einschätzung verbindlich an aktuelle Lageberichte der Bundes-
netzagentur anknüpft. Auch ein stärker präventives Risikomanagement ist in diesem Zusammenhang 
sinnvoll, etwa über regelmäßige Stresstests in Bezug auf die Auswirkungen zukünftiger Gasmangella-
gen (analog zu den jüngsten Stresstests im Bereich Stromnetzstabilität). In der Vergangenheit ist es vor 
dem Eintritt von Versorgungsnotlagen auch zu „Politikversagen“ gekommen, als dem Verkauf, der 
Übernahme oder dem Zusammenschluss von Unternehmen zugestimmt worden ist, die kritische Aus-
wirkung auf die Versorgungssicherheit im Krisenfall aber schon absehbar oder zumindest als Risikosze-
nario hätte vorhanden sein sollen. 
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II. Empfehlungen 

1. Im Einzelnen 

1. Klarstellung des Anwendungsbereichs: Der Tatbestand einer krisenbedingt unzureichenden Ver-
sorgungssicherheit muss definiert werden, um willkürliche Eingriffe zu verhindern. Die Tatsache, dass 
infolge vorübergehender Versorgungsengpässe die Preise etwa steigen, ist kein hinreichender Grund. 
Eine Vermögensübertragung ist nur dann gerechtfertigt, wenn dadurch die technischen, infrastruktu-
rellen und physischen Kapazitäten der Versorgung sichergestellt werden können, nicht aber Marktbe-
dingungen selbst korrigiert werden sollen.  

2. Präzisierung des Verfahrens: Ein staatlicher Eingriff muss die Voraussetzungen der Verhältnismä-
ßigkeit erfüllen. Er beinhaltet notwendig eine Abwägung unterschiedlicher Rechtsgüter. Gerade im Fall 
von systemischen Versorgungsrisiken sind Out-of-market-Effekte einzubeziehen. 

3. Sicherstellung des operativen Betriebs: Die Vermögensübertragung allein stellt in den meisten 
Fällen die Versorgungssicherheit nicht sicher, denn es werden technische und organisatorische Kom-
petenzen benötigt, über die Staat nicht originär verfügt, sondern selbst am Markt beschaffen muss.  

4. Geregelte Rückführung: Es muss geregelt sein, unter welchen Bedingungen eine Rücküberlassung 
an private Investoren möglich ist. Eine mögliche Verstaatlichung nach treuhänderischer Übernahme 
sollte an restriktive Bedingungen geknüpft sein. Für den Fall der Rückführung an den Markt sollten 
ebenfalls klare Prozeduren definiert werden, u.a. Ausschreibung, Kapitalerhalt, Liquiditätssicherung, 
Beihilfe- und Fusionskontrolle.  

5. Vermeidung adverser Effekte auf Versorgungssicherheit: Staatliche Eingriffe können ex ante die 
Risikoversorgung privater Unternehmen reduzieren wegen i) Eingriffen in Eigentumsverhältnisse (Ver-
staatlichung) und ii) Antizipation der staatlichen Sicherung (Moral Hazard). Konkret:   

• Die Möglichkeit von Verstaatlichung könnte das Investitionsverhalten private Erzeuger und Ver-
sorger zu weniger kapitalintensiven Investitionen verändern. 

• Die Möglichkeit einer staatlichen Intervention in Krisen könnte private Erzeuger und Versorger 
veranlassen, weniger in die Versorgungssicherheit zu investieren. Dem Staat käme dann unge-
wollt eine viel stärkere systemische Funktion zu, als dieser mit der Möglichkeit der Verstaatlichung 
im Krisenfall bezweckt.         

2. Zusammenfassend 

Im Grundsatz sind die Erweiterung und Ergänzung der Interventionsmöglichkeiten des Staates gerecht-
fertigt. Ein Eingriff muss begründet und die Dauer des Eingriffes im Regelfall begrenzt sein. Dabei be-
dürfen folgende Punkte jedoch einer Klarstellung: 

• Wann ist eine solcher Eingriff geeignet, erforderlich und verhältnismäßig? 

• Was passiert im Regelfall nach den Eingriffen und nach welchen Verfahren? 
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• Welche strukturellen und funktionalen Auswirkungen hat die Ergänzung staatlicher Eingriffsmög-
lichkeiten auf die systemische Versorgungssicherheit und wie verändert sich dadurch die Gover-
nance zwischen Staat und Markt i) im Krisenfall und ii) im Normalfall? 

Dieses Gutachten plädiert für eine Präzisierung des Instruments und der damit verbundenen ord-
nungspolitischen Rolle des Staates. Neben der Begründung des Eingriffs selbst ist das Verfahren der 
Rückführung, sobald die Gründe für den Eingriff entfallen, zu präzisieren. Gerade für komplexe Krisen 
und Versorgungsnotlagen darf zukünftig die Rolle des Marktes für Prävention und Mitigation nicht ge-
schwächt werden.    
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freiheitlichen und marktwirtschaftlichen Ordnung. 


